Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung über die politische Zusammenarbeit 
und die politische Einigung Europas 


Das Europäische Parlament, 

— unter Hinweis auf den Bericht der Außenminister an die 
Staats- bzw. Regierungschefs der Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft vom 27. Oktober 1970 (Dok. 155/70), und insbe- 
sondere auf die Feststellung (Erster Teil, Ziffer 8), daß die 
praktische Durchführung der bereits verfolgten oder im 
Werden begriffenen Politik entsprechende Entwicklungen 
im eigentlichen politischen Bereich erfordert, um den Zeit- 
punkt näher zu rücken, in dem Europa mit einer Stimme 
sprechen kann, 

— unter Hinweis auf die am 7. Oktober 1970 vom Europäischen 
Parlament angenommene Entschließung über die politische 
Zukunft der Europäischen Gemeinschaft (Dok. 1 1 8/70) 1 ) so- 
wie seine Entschließungen vom 5. Juli und 15. November 
1972 über die Gipfelkonferenz von Paris (Dok. 73/72 und 
194/72) 2 ), 

— unter Hinweis auf den vorausgegangenen Bericht des Poli- 
tischen Ausschusses über die Mitteilung des amtierenden 
Präsidenten des Rats an das Europäische Parlament (Dok. 
88/71), 

— mit besonderem Hinweis darauf, daß der Aufbau der euro- 
päischen Union eine der wichtigsten Voraussetzungen für 
die Stärkung des gemeinschaftlichen Zusammenhalts im Hin- 
blick auf die Erzielung konkreter Ergebnisse in allen übrigen 
Bereichen ist, 

— in Kenntnis der von den Mitgliedstaaten auf der Gipfelkon- 
ferenz von Paris eingegangenen Verpflichtungen, insbeson- 
dere hinsichtlich neuer Vorschläge zur Verbesserung der 
politischen Zusammenarbeit im Hinblick auf die Schaffung 
der europäischen Union, die die Außenminister bis zum 
30. Juni 1973 unterbreiten sollen, 
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— in dem Bemühen, einen Beitrag zur Vertiefung der Themen 
zu leisten, die Gegenstand dieses Berichts sind, 

— mit besonderem Hinweis darauf, daß die Zusammenarbeit 
bei den Außenbeziehungen eine wichtige Phase auf dem 
Weg zu der in Paris geplanten europäischen Union darstellt, 

— in Anbetracht der engen Verflechtung der politischen und 
der wirtschaftlichen Integration Europas und angesichts der 
Tatsache, daß die Tätigkeiten in diesen Bereichen auf das 
gleiche Ziel ausgerichtet werden müssen, 

— in der Erwägung, daß die Existenz der Europäischen Ge- 
meinschaft überall in der Welt als ein wichtiger Faktor der 
internationalen Politik angesehen wird, und daß ihr Ver- 
halten, ihre Initiativen und sogar ihr Nichthandeln unmittel- 
bare politische Auswirkungen auf internationaler Ebene 
haben können, 

— unter Hinweis darauf, daß die potentiellen Möglichkeiten 
der erweiterten Gemeinschaft sowie ihr politisches, ihr Wirt- 
schafts- und ihr Handelspotential ihr eine größere Verant- 
wortung gegenüber den anderen Ländern auferlegen und 
von ihr eine kohärente politische Konzeption für ihr Vor- 
gehen im außenpolitischen Bereich fordern, 

— in Kenntnis des Berichts des Politischen Ausschusses (Dok. 
12/73), 

1. begrüßt den auf der Konferenz von Paris gefaßten Beschluß, 
daß die Außenminister künftig viermal im Jahr zusammen- 
treten sollen; 

2. fordert, daß unmittelbar im Anschluß an jede dieser Tagun- 
gen ein Kolloquium der Minister mit seinem Politischen 
Ausschuß stattfindet; 

3. begrüßt es, daß die Beschlüsse der Pariser Gipfelkonferenz 
über die Anwendung von Artikel 235 des EWG-Vertrags 
eine Grundlage für neue Gemeinschaftstätigkeiten bieten; 

4. ist der Ansicht, daß Beschlüsse über die Anwendung von 
Artikel 235 der Zustimmung des Europäischen Parlaments 
bedürfen; 

5. ist der Ansicht, daß der Bericht, den die Außenminister 
spätestens bis zum 30. Juni 1973 vorlegen sollen, 

a) eine genaue Beschreibung der Rolle enthalten muß, die 
ein demokratisches und unabhängiges Europa in der 
Welt spielen kann und muß und 

b) daß darin Mittel genannt werden müssen, um den Pro- 
zeß der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Außen- 
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Politik und die Stärkung der Strukturen der Gemein- 
schaft enger miteinander zu verbinden, auch im Hin- 
blick auf das Zustandebringen der europäischen Union 
im Jahre 1980; 

6. ist der Ansicht, daß die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Außenpolitik in der Praxis fast nie von der Verteidi- 
gungs- und Sicherheitspolitik zu trennen ist; 

7. a) weist darauf hin, daß seiner Ansicht nach durch die 

etwaige Schaffung eines Sekretariats zur Vorbereitung 
der diesen Fragen gewidmeten Außenministertreffen 
die Zuständigkeiten der Gemeinschaftsinstitutionen in 
keiner Weise geschmälert werden dürfen, und daß es 
so konzipiert werden muß, daß damit eine organische 
Verbindung zum gesamten Gemeinschaftsmechanismus 
hergestellt wird; 

b) ist der Ansicht, daß ein solches Sekretariat in das 
Sekretariat des Rats eingegliedert werden sollte; 

8. fordert, daß die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften 

a) auf allen Ebenen ohne Einschränkungen an den Arbei- 
ten der Außenminister über die politische Zusammen- 
arbeit und die politische Einigung Europas beteiligt 
wird; 

b) ein Initiativrecht haben muß, wenn im Rahmen der 
Sitzungen der Außenminister über die politische Zu- 
sammenarbeit ein Beschluß gefaßt oder ein gemein- 
schaftlicher Standpunkt eingenommen werden muß; 

9. hält es für äußerst wichtig, daß das Europäische Parlament 
von seinem Initiativrecht Gebrauch macht, um wichtige 
Probleme im Bereich der Außenpolitik zu untersuchen und 
Vorschläge für gemeinschaftliche Leitlinien vorzulegen, die 
die Mitgliedstaaten befolgen sollen, und daß die Beratun- 
gen über diese Themen in Anwesenheit des Rats und der 
Kommission abgehalten werden; die diesbezüglichen Ent- 
schließungen des Europäischen Parlaments müssen von den 
Außenministern geprüft und beantwortet werden; 

10. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat 
und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften so- 
wie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten 
zu übermitteln. 
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